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Seit sich der Umweltschutz Ende der 1960er Jahre als eigenständiges Politikfeld etabliert 
hat, sind mehr als 40 Jahre vergangen. Die Umweltpolitik ist also längst kein neuer Politik-
bereich mehr. Dennoch hat sich in der Politikwissenschaft ein Bild vom Umweltschutz als 
relativ jungem Politikfeld festgesetzt, das sich nur sehr langsam verändert und das – be-
wusst oder unbewusst – auch heute noch die politikwissenschaftliche Forschungsperspekti-
ve prägt. Selbst in jüngster Zeit findet sich in der Literatur immer wieder der ausdrückli-
che Hinweis auf die relative Neuheit des Politikfeldes (siehe z.B. Hirschi 2009: 236; Bier-
mann et al. 2009a: 3; Sommerer et al. 2008: 192; Brühl 2007: 703). Damit ist häufig die 
Vermutung verbunden, dass umweltpolitische Akteure und Institutionen im Regierungsap-
parat schwer zu etablieren und vergleichsweise durchsetzungsschwach sind (Jacob et al. 
2007b): Sozialpolitik, Auswärtiges, Verteidigung, Wirtschaftspolitik und andere traditionel-
le Handlungsfelder werden von traditionsreicheren und besser ausgestatten Ressorts ver-
waltet. Sie verfügen über die größeren Budgets und sind in ihrer Bedeutung unangefoch-
ten. Aber ist diese Diagnose der relativen Neuheit und Schwäche immer noch richtig? Mit 
einer Klimakanzlerin an der Spitze der Bundesregierung, der Atompolitik als ein zentrales, 
sogar wahlentscheidendes innenpolitisches Thema, mit einer Verbände- und Parteienland-
schaft in denen Umweltthemen prominent vertreten sind und vielen weiteren Indikatoren 
scheint diese Vermutung kaum mehr zutreffend zu sein. Sollte Umweltpolitik also als ein 
„normales“ Politikfeld betrachtet werden? Was bedeutet das für die Analyse von Umwelt-
politiken und für die Anwendung und Weiterentwicklung von politikwissenschaftlichen Me-
thoden und Theorien? 
Ausgangspunkt dieses Beitrags ist die Beobachtung, dass es die Umweltpolitologie bis heute 
versäumt hat, das Erwachsenwerden ihres Untersuchungsgegenstands systematisch zu re-
flektieren. Was passiert wenn ein Politikfeld in die Jahre kommt? Wie verändert sich das 
Aufgabenspektrum staatlicher, gesellschaftlicher und privater Akteure? Wie ihre Strategien 
und Handlungsressourcen? Wie beeinflussen vergangene Entscheidungen die Chancen künf-
tigen Politikwandels? Sind die umweltpolitischen Erfolgsbedingungen von Gestern auch in 
Zukunft noch von Bedeutung? Diesen Fragen hat die Umweltpolitikanalyse bislang zu wenig 
Aufmerksamkeit gewidmet und in ihnen – so lautet unsere Hauptthese – liegt der Schlüssel 
für ihre künftige thematische Ausrichtung. 
Vor diesem Hintergrund und aus Anlass des 25-jährigen Bestehens des Forschungszentrums 
für Umweltpolitik der Freien Universität Berlin (FFU) versucht der vorliegende Beitrag den 
Wandel der Umweltpolitik von einem neuen zu einem etablierten Politikfeld zu reflektie-
ren und dabei blinde Flecken der bisherigen Umweltpolitikanalyse zu identifizieren. In 
Form von 25 Thesen werden potentielle Forschungsperspektiven aufgezeigt, mit denen die 
Umweltpolitikanalyse einen Beitrag zum besseren Verständnis umweltpolitischer Dynami-
ken leisten und letztlich auch praktische Politikempfehlungen entwickeln kann. Diese The-
sen erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es geht uns auch nicht darum, konkreten 
Handlungsbedarf für die Umweltpolitik der kommenden Jahre zu identifizieren. Vielmehr 




möchten wir eine möglichst breite Diskussion darüber anregen, wie die politikwissen-
schaftliche Analyse der Umweltpolitik sowohl in ihrer akademischen wie auch in ihrer poli-
tisch-praktischen Relevanz gestärkt werden kann.  
Zum einen geht es dabei um die Frage, wie gut die vorherrschenden umweltpolitologischen 
Theorien und Analysekonzepte die aktuelle und erwartbare Umweltpolitik erfassen. Inwie-
weit versetzen sie uns in die Lage, aktuelle umweltpolitische Prozesse und Ergebnisse 
überzeugend zu erklären? Zum anderen geht es darum, frische Forschungsperspektiven für 
ein – sowohl politisch wie auch politikwissenschaftlich – deutlich in die Jahre gekommenes 
Politikfeld aufzuzeigen. Worin unterscheidet sich die heutige Umweltpolitik von der der 
1970er oder der 1990er Jahre? Und: Ist die Umweltpolitikanalyse in der Lage, diese Unter-
schiede adäquat zu erfassen? 
Das Forschungszentrum für Umweltpolitik hat in den 25 Jahren seines Bestehens mit einer 
Vielzahl von Themen, Forschungsperspektiven und Analysekonzepten zur Entwicklung der 
Umweltpolitikanalyse beigetragen (für einen Überblick siehe Jänicke/Jacob 2006). Erwäh-
nenswert sind vergleichende Studien zu den Erfolgsbedingungen von Umweltpolitik und zur 
Entwicklung staatlicher und gesellschaftlicher Handlungskapazitäten im Umweltschutz 
(Jänicke/Weidner 1995; Jänicke 1996b; Jänicke/Weidner 1997, 2002), dem Konzept der 
ökologischen Modernisierung (Mol/Jänicke 2009; Jänicke 2008, 1985), Untersuchungen zu 
den umweltentlastenden Wirkungen des industriellen Strukturwandels und einer ökologi-
schen Industriepolitik (Jänicke et al. 1992; Jänicke 2008; Jacob 2009), sowie Studien zur 
internationalen Diffusion von politischen (Kern et al. 2000; Tews/Jänicke 2005; 
Busch/Jörgens 2007a, 2007b) wie auch technologischen (Jacob et al. 2005; Jänicke 2007) 
Umweltinnovationen. Im Mittelpunkt stand immer auch die Frage nach den Chancen und 
Restriktionen eines Transfers von Ideen und erfolgreichen Programmen zwischen Europa, 
Asien und den USA (Schreurs 2003; Schreurs et al. 2009b; Tiberghien/Schreurs 2007) und 
zwischen den unterschiedlichen Ebenen des internationalen Mehrebenensystems (Kern 
2000; Schreurs/Tiberghien 2007; Schreurs 2008; Jörgensen 2011, 2006). Auch die Untersu-
chung von Instrumenten und Strategien der Umweltpolitikintegration – insbesondere von 
Politikfolgenabschätzungen –(Turnpenny et al. 2009; Hertin et al. 2009; Jacob/Volkery 
2004) wie auch Vorschläge zur Entwicklung von Umwelt- und Nachhaltigkeitsindiktatoren 
(Zieschank 2002; Diefenbacher/Zieschank 2011) setzen stark auf eine vergleichende und 
europäische Perspektive. Seit seiner Gründung drei Tage vor der Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl hat das Forschungszentrum für Umweltpolitik auch einen Forschungsschwer-
punkt auf die politikwissenschaftliche Analyse von Energie- und später auch Klimaschutzpo-
litiken gelegt (z.B. Mez/Osnowski 1996; Mez 2001; Mez et al. 2010; Tews 2008; Ohlhorst 
2009; Di Nucci 2009; Adolf 2011). 
Vor diesem Hintergrund ist das vorliegende Papier auch als Ideenpool für die Arbeit des 
Forschungszentrums für Umweltpolitik für die kommenden Jahre zu verstehen. Für fünf 
Themenfelder soll im Folgenden untersucht werden, wie die Umweltpolitikanalyse auf das 
Erwachsenwerden ihres Untersuchungsgegenstands reagieren kann. Dabei geht es 1) um die 




Analyse von Politikwandel, 2) um strukturelle Veränderungen im umweltpolitischen 
Mehrebenensystem, 3) um das Verhältnis von Wissenschaft und Politik, 4) um das transfor-
mative Potential von Umweltpolitik und 5) um die zunehmende Binnendifferenzierung und 
Veränderungen im Verhältnis der Umweltpolitik zu anderen Politikbereichen. In allen fünf 
Bereichen bringt der graduelle Wandel des Umweltschutzes von einem neuen zu einem 
etablierten Politikfeld signifikante Veränderungen mit sich. In den folgenden 25 Thesen 
werden diese Veränderungen näher skizziert. 
In diesem Beitrag gehen wir von einem breiten Verständnis von Umweltpolitik als Oberbe-
griff einer Reihe von Themen und Handlungsfeldern – vom Naturschutz über das Abfallma-
nagement bis hin zum Klimaschutz – aus. Ziel ist es, politikwissenschaftliche Forschungs-
fragen und –perspektiven zu skizzieren, die nicht an einen bestimmten Teilbereich der 
Umweltpolitik gebunden sind, sondern die in verschiedenen Problembereichen des Um-
weltschutzes untersucht werden können – ggf. auch in vergleichender Perspektive. An die-
ser Stelle soll deshalb nicht die Entwicklung der unterschiedlichen umweltpolitischen The-
men und Handlungsfelder untersucht werden. Zwar wäre beispielsweise die Karriere der 
Klimapolitik von den Arbeiten einer Enquetekommission des Deutschen Bundestages bis hin 
zu der Gründung einer eigenen Generaldirektion in der Europäischen Kommission oder von 
der Debatte über die Relevanz menschengemachter Klimaveränderungen bis hin zu einem 
globalen Regulierungswettbewerb zweifellos einen eigenen Beitrag wert. Diese vielfälti-
gen, politikwissenschaftlich relevanten Aspekte der Klimapolitik machen aber auch deut-
lich, dass umweltpolitische Einzelthemen unter den verschiedenen in diesem Beitrag im 
Vordergrund stehenden Aspekten (Politikwandel, Wissenschaft und Politik, Veränderungen 
im Mehrebenensystem, Binnendifferenzierung) gewinnbringend zu analysieren sind. Wenn 
also wichtige Themenfelder der Umweltpolitik wie etwa der Klimawandel in diesem Beitrag 
nicht im Vordergrund stehen, so liegt das an der Grundentscheidung, die Struktur des Bei-
trags an politikwissenschaftlichen Herangehensweisen und nicht an substantiellen Umwelt-
problemen zu orientieren.  
2 Politikwandel  
Die Analyse von Politikwandel ist ein Kernbereich der Policy Analyse (Capano/Howlett 
2009). Dabei geht es in erster Linie darum, Veränderungen der vorherrschenden Regulie-
rungsmuster in unterschiedlichen Politikfeldern zu beschreiben und zu erklären (Sabati-
er/Jenkins-Smith 1993). Die Umweltpolitikanalyse hat sich bisher vorwiegend mit der Be-
schreibung und Erklärung von Politikinnovationen, d.h. der Einführung und/oder der inter-
nationalen Ausbreitung neuer Gesetze, Instrumente, Institutionen oder Steuerungsansätze, 
oder mit der Verschärfung bestehender Programme befasst (Lafferty/Meadowcroft 2000; 
Lafferty 2004; Jordan et al. 2003; Jordan/Liefferink 2004; Tews et al. 2003; Tews 2005; 
Busch/Jörgens 2005; Holzinger et al. 2008). Im Vordergrund stand dabei die Analyse der 
Erfolgsbedingungen ehrgeiziger und weitreichender umweltpolitischer Regulierung und die 
Entwicklung umweltpolitischer Handlungskapazitäten, sowohl auf nationaler wie auch auf 
internationaler Ebene (Jänicke 1992, 1996a; Mitchell 1994; Young 1999; Miles et al. 2001; 




Weidner 2002). Dagegen hat es die Umweltpolitikanalyse bisher weitgehend versäumt, Sät-
tigungseffekte in der umweltpolitischen Regulierung – d.h. die Tatsache, dass im Zeitver-
lauf immer weniger umweltpolitische Problembereiche unreguliert sind – systematisch zu 
berücksichtigen. Zwar haben vergleichende Diffusionsstudien in jüngster Zeit gezeigt, dass 
ein Großteil des aktuellen umweltpolitischen Maßnahmenkanons inzwischen von mehr als 
drei Vierteln der Industrie- und Schwellenländer übernommen worden ist (Busch/Jörgens 
2010). Welche Konsequenzen diese Regulierungsdichte für die zukünftige Entwicklung im 
Politikfeld Umweltschutz hat, ist jedoch noch völlig offen. Im Folgenden werden Entwick-
lungen umweltpolitischer Institutionalisierung der vergangenen 40 Jahre skizziert und dar-
aus resultierende Veränderungen der vordringlichen umweltpolitischen Fragestellungen 
identifiziert. 
1) These: Mit zunehmender Regelungsdichte im Politikfeld Umweltschutz gewinnt 
die Frage der Prioritätensetzung und damit auch die Frage nach dem Abbau 
unwirksamer oder dysfunktionaler Politiken an Bedeutung. 
Angesichts der jetzt schon hohen umweltpolitischen Regulierungsdichte und vor dem Hin-
tergrund begrenzter umweltpolitischer Entscheidungs-, Monitoring- und Vollzugskapazitä-
ten, stellt sich zunehmend die Frage, ob die Gesamtheit der heute geltenden Programme 
und Maßnahmen tatsächlich notwendig, problemadäquat und damit erhaltenswert ist. Ei-
nerseits erfordern begrenzte politische und finanzielle Ressourcen immer häufiger auch in 
der Umweltpolitik eine stärkere Prioritätensetzung (in anderen Politikfeldern wie etwa der 
Forschungs- oder der Verkehrspolitik ist eine solche Prioritätensetzung schon längst institu-
tionalisiert). Andererseits steigt mit zunehmender Regelungsdichte auch die Wahrschein-
lichkeit unwirksamer oder sogar dysfunktionaler Regelungen, die sich etwa in Zielkonflik-
ten zwischen verschiedenen Umweltschutzprogrammen und -maßnahmen oder nicht-
intendierten Problemverschiebungen manifestieren (Collins 2010; Patashnik 2008). Künftig 
wird es also immer wichtiger, dass weniger drängende Problemlösungen zugunsten solcher 
mit höherer Priorität zurückgestellt werden und dass auch bestehende Programme auf ihre 
Wirksamkeit geprüft und in die Prioritätensetzung einbezogen werden. Für die Umweltpoli-
tikanalyse stellt sich vor diesem Hintergrund eine Reihe von Fragen, die bisher vorwiegend 
in anderen Politikfeldern untersucht worden sind (Bauer 2006a): Wie und aufgrund welcher 
Kriterien können umweltpolitische Prioritäten gesetzt werden? Wie kann die Konsistenz der 
verschiedenen umweltpolitischen Handlungsfelder sichergestellt werden? Welche Rolle 
können Nachhaltigkeitsstrategien dabei spielen (Jänicke et al. 2000; George/Kirkpatrick 
2006, vgl. ausführlicher These 21)? Mit welchen Restriktionen sind politische Entschei-
dungsträger konfrontiert, wenn sie bestehende Politiken abbauen wollen? Wie unterschei-
den sich die Determinanten des Politikabbaus von den Faktoren, die die Einführung neuer 
oder die Verschärfung bestehender Programme beeinflussen (Pierson 1994)? Schließlich 
stellt sich auch die Frage, wie vermieden werden kann, dass sich ineffektive oder dysfunk-
tionale Programme nicht nur in einem politischen System festsetzen, sondern darüber hin-
aus auch noch international ausbreiten (Sharman 2010). 




2) These: Historisch gewachsene Pfadabhängigkeiten verändern die Erfolgsbedin-
gungen von Umweltpolitik 
Wenn es in der Umweltpolitik nicht mehr in erster Linie darum geht, Regeln für bisher un-
bearbeitete Problemfelder zu entwickeln, sondern bestehende Politiken zu verändern, 
dann verändern sich auch die Erfolgsbedingungen von Umweltpolitik. Ein Beispiel hierfür 
sind institutionelle Pfadabhängigkeiten, d.h. politische Entscheidungen der Vergangenheit, 
die die Erfolgsaussichten künftiger Programme beeinflussen (Pierson 2000; Thelen/Steinmo 
1992). So zeigen vergleichende Studien, dass Staaten mit einer sehr langen Umweltrechts-
tradition größere Schwierigkeiten haben, die Vielzahl medialer Umweltschutzregelungen in 
ein übergreifendes Umweltrahmengesetz zu integrieren, als Länder deren Umweltrecht 
noch im Aufbau ist (Busch/Jörgens 2010). Die Erfolge von gestern werden dann schnell zu 
den Restriktionen von morgen. Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn sich ökolo-
gische Problemlagen, politische Zielsetzungen oder strategische Lösungsansätze verändern. 
In „älteren“ Politikfeldern werden die Auswirkungen politisch-institutioneller Pfadabhän-
gigkeiten bereits untersucht (für die Sozialpolitik siehe z.B. Pierson 1994). Wie aber wirkt 
sich das Erbe vergangener Entscheidungen in der Umweltpolitik aus? Welche Institutionen 
wurden geschaffen, welche Akteure konstituiert, die heute mit aller Macht am status quo 
festhalten und einer notwendigen Weiterentwicklung der Umweltpolitik entgegenstehen? 
Und wie kann die Politik mit diesem immer schwerer zu beeinflussenden Konglomerat von 
alten und neuen Veto-Spielern umgehen? Kurz: wie unterscheiden sich die Erfolgsbedingun-
gen umweltpolitischen Politikwandels heute von denen der 1970er oder 1990er Jahre? 
Überraschenderweise hat die Umweltpolitikanalyse diese Fragen bisher noch nicht syste-
matisch untersucht. 
3) These: Mit zunehmendem Alter eines Politikfeldes gewinnt die Interpretation 
und inkrementelle Weiterentwicklung bestehender Regelungen gegenüber der 
Schaffung neuer Regelungen an Bedeutung. Die Umweltpolitikanalyse muss ih-
ren Fokus daher stärker auf die Novellierung bestehender Gesetze richten. 
Vergleichende Studien zum Wandel nationaler Umweltpolitiken zeigen, dass die Zahl neu 
geschaffener Gesetze und Regelungen seit Ende der 1990er Jahre deutlich abgenommen 
hat (Busch/Jörgens 2007a; Holzinger et al. 2008). Während sich die Umweltpolitik bis in 
die 1990er Jahre zu einem wichtigen Teil mit dem Schließen von Regulierungslücken be-
fasst hat, verlagert sich die umweltpolitische Aktivität auf nationaler und europäischer 
Ebene seitdem immer mehr in Richtung Weiterentwicklung und gerichtliche Überprüfung 
des bestehen gesetzlichen Rahmens. Für die Europäische Union hat McCormick diese Ak-
zentverschiebung für den Zeitraum von 1958-1999 statistisch dokumentiert (McCormick 
2001: 63-64, siehe auch Abbildung 1). 
 




Die Umweltpolitikanalyse hat die Dynamiken 
der Novellierung existierender Gesetze bisher 
nur ansatzweise und meist nur in einzelnen 
Fallstudien untersucht (siehe z.B. Volkery 
2007). Insbesondere fehlen bislang systema-
tisch vergleichende Studien über Muster, Me-
chanismen und Determinanten der Novellie-
rung bestehender Umweltgesetze. Wie ver-
ändert sich Häufigkeit von Novellierungen im 
Zeitverlauf? Welche Tendenzen sind hinsicht-
lich der Qualität von Gesetzesänderungen zu 
beobachten? Setzt sich das aus den 1970er 
und 1980er Jahren bekannte Muster einer 
kontinuierlichen Verschärfung gesetzlicher 
Anforderungen in allen Problembereichen und 
in allen Ländergruppen fort oder gibt es An-
zeichen von Stagnation oder gar Deregulie-
rung? Führt die hohe umweltpolitische Rege-
lungsdichte in den entwickelten Industrieländern zu einer Themenkonkurrenz, die sich da-
rin ausdrücken könnte, dass die Fortentwicklung bestehender Programme nur noch selektiv 
vorgenommen wird (zu dieser durchaus plausiblen Annahme siehe z.B. (SRU (Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen) 2008))? Mithilfe der bisher in der Policy Analyse vorherrschen-
den Einzelfallstudien konnten diese Fragen nur sehr eingeschränkt und auch nur explorativ 
behandelt werden. Erste quantitativ-vergleichende Analysen deuten allerdings schon jetzt 
ihr großes Potential für die Erklärung von Politikwandel in „gesättigten“ Problemfeldern an 
(Knill et al. 2010). Von besonderer Bedeutung wird dabei auch die systematische Erfassung 
von Nicht-Entscheidungen (Bachrach/Baratz 1963) sein, d.h. die Frage ob, in welchem 
Ausmaß und warum Emissionsgrenzwerte nicht in dem Maße verschärft werden in dem 
wirksamere Umweltschutztechnologien verfügbar werden. 
4) These: Gerichten kommt eine wachsende Bedeutung bei der Weiterentwicklung 
von Umweltpolitik zu  
Neben der Frage, wie angesichts begrenzter politischer Entscheidungskapazitäten und ei-
ner relativ geringen öffentlichen Sichtbarkeit die kontinuierliche Weiterentwicklung auch 
älterer Umweltgesetze gewährleistet werden kann, gewinnt in stark regulierten Politikfel-
dern auch die Frage nach der Rolle von Gerichten zunehmend an Bedeutung (Krämer 2008). 
Für den Prozess der europäischen Integration ist die herausragende Rolle des Europäischen 
Gerichtshofes bereits eindrucksvoll belegt worden (Alter 1998, 2001). Die Rolle nationaler 
und europäischer (Verfassungs-)gerichte für den Wandel der umweltpolitischen Regulie-
rungsdichte und Regulierungsintensität ist in der Umweltpolitikanalyse hingegen noch nicht 
Abbildung 1: Verhältnis von neuen Gesetzen 
zu Novellierungen bestehender Regelungen 
Quelle: McComick 2001: 64 




systematisch erforscht. Hier bieten sich nicht zuletzt Kooperationen zwischen Umweltpoli-
tologen und vergleichend forschenden Rechtswissenschaftlern an. 
5) These: Anders als ältere Bereiche der Politikwissenschaft hat die Umweltpoli-
tikanalyse die Bedeutung von Routinen bisher kaum untersucht. Ein besseres 
Verständnis von „standard operating procedures“ sowohl in der umweltpoliti-
schen Entscheidungsfindung wie auch im Vollzug kann dazu beitragen, Defizite 
aufzudecken und Optionen des Politiklernens zu identifizieren. 
Die Bedeutung von Routinen ist in der Umweltpolitikanalyse bisher kaum untersucht wor-
den. Zurückzuführen ist dies nicht zuletzt darauf, dass Umweltpolitik immer noch als neues 
Politikfeld wahrgenommen wird. Anders stellt sich die Situation in älteren Politikfeldern 
dar. Für die Sozialpolitik zeigen Hicks et al. (1989), dass wohlfahrtsstaatliche Entscheidun-
gen zu einem erheblichen Teil Ausdruck routinemäßiger Reaktionen auf veränderte Arbeits-
losenzahlen oder auf demographischen Wandel sind. Für die Außenpolitik zeigt Allison 
(1971) am Beispiel der Kubakrise von 1962, wie stark sich außenpolitische Entscheidungen 
selbst in Krisensituationen an eingefahrenen Routinen orientieren. Schließlich zeigen Par-
ker und Stern (2002) für den Bereich der inneren Sicherheit, wie unvorbereitet die US-
amerikanischen Behörden während der Attacken des 11. Septembers waren, weil es routi-
nemäßige Planungen nur für den Fall einer Flugzeugentführung in ausländischem Luftraum, 
nicht aber auf US-amerikanischem Boden, gab.  
Routinen vereinfachen die Entscheidungsfindung in häufig wiederkehrenden Standardsitua-
tionen (Hodgson 2008). Dadurch erhöhen sie die Handlungskapazität des politischen Sys-
tems (McKeown 2008). Sichtbar wird die Bedeutung von Routinen daher immer dann, wenn 
die öffentliche Verwaltung vor Aufgaben steht, für die noch keine klaren Zuständigkeiten 
und eingespielten Verfahren existieren. Ein Beispiel ist der Rückbau von Atomkraftwerken 
wie etwa in Lubmin/Greifswald, in dessen Verlauf für eine Vielzahl von Arbeitsschritten 
neue Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren entwickelt werden müssen, und der nicht zu-
letzt wegen fehlender politisch-administrativer Routine in der Regel nur sehr langsam vo-
rankommt. Eine systematische Analyse dieses und ähnlicher Fälle – z.B. den Auswirkungen 
der Unerfahrenheit der Verwaltungen in den neuen Bundesländern im Umgang mit Geneh-
migungsanträgen für Windkraftanlagen in den 1990er Jahren (Bruns et al. 2009) – könnte 
nicht nur unser Verständnis der Bedeutung von Routinen in der Umweltpolitik verbessern, 
sondern auch die Bedeutung öffentlicher Verwaltungen und ihrer Organisationsstruktur für 
den Erfolg öffentlicher Politiken zurück ins Bewusstsein rufen.  
Routinen tragen jedoch nicht immer zu einer Erhöhung politischer Handlungskapazitäten 
bei. Sind sie erst einmal fest etabliert, dann führen Routinen dazu, dass Behörden und Ent-
scheidungsträger auf neue Herausforderungen tendenziell mit altbewährten Mitteln reagie-
ren. Beispielsweise kann der Rückgriff auf Routineverfahren dazu führen, dass die Neuheit 
eines Problems oder die besondere Bedrohlichkeit einer Situation verkannt wird und die 
zuständigen Akteure sich zu lange auf der sicheren Seite wähnen. Ein Beispiel hierfür könn-
te die Reaktorkatastrophe von Fukushima sein, bei der sich die Betreiber der Anlage wie 




auch die staatlichen Behörden lange Zeit an "standard operating procedures" orientiert 
haben, die gar nicht für einen solchen Fall geschaffen waren. Dadurch wurde die tatsächli-
che Gefahr möglicherweise eher unter- als überschätzt und es ging wichtige Zeit verloren. 
Für die Umweltpolitikanalyse ergibt sich hieraus eine Reihe potentiell interessanter For-
schungsfragen: Welche Routinen haben sich in umweltpolitischen Entscheidungsprozessen 
etabliert? Wie unterscheiden sich diese Routinen zwischen Ländern, Politikebenen oder 
zwischen Politikfeldern? Wie wirken sie sich auf konkrete Politikergebnisse aus? Wie und 
unter welchen Bedingungen verändert sich routinemäßiges Organisationsverhalten in staat-
lichen Umweltbehörden? Und wie können Art und Ausmaß von routinegeleitetem Handeln 
überhaupt festgestellt und gemessen werden (siehe hierzu auch den Forschungsüberblick in 
McKeown 2008: 41)? 
6) These: Politikwandel kann am besten über einen längeren Zeitraum, idealer-
weise über mehrere Jahrzehnte, analysiert werden. Dies erfordert umfassende 
und kontinuierlich aktualisierte Datensätze, die im Bereich der Umweltpoli-
tikanalyse bisher fehlen. 
Vor über 20 Jahren hat Paul A. Sabatier in einer viel beachteten Publikation darauf hinge-
wiesen, der komplexe Prozess des Politikwandels nur dann adäquat erfasst werden kann, 
wenn ein Beobachtungszeitraum von mindestens einer Dekade zugrunde gelegt wird (Saba-
tier 1988: 131). Nur mit Hilfe von Langzeitanalysen ist es möglich, zufällige Korrelationen 
von tatsächlichen Kausalitäten zu trennen. Gerade in der beratungsorientierten Policy-
Analyse ist es wichtig, das Risiko kausaler Fehlschlüsse und daraus resultierender „fal-
scher“ Politikempfehlungen so gering wie möglich zu halten. Vor diesem Hintergrund hat 
Frank Baumgartner die Aussage von Sabatier in jüngster Zeit noch einmal bekräftigt und 
darauf hingewiesen, dass die Determinanten, Muster und Mechanismen politischen Wandels 
nur dann wirklich verstanden werden können, wenn einzelne Politiken oder Problemfelder 
über mehrere Jahrzehnte untersucht werden (Baumgartner 2006: 26). Zwar hat insbeson-
dere die vergleichende Umweltpolitikanalyse seit den 1990er Jahren eine Reihe von Lang-
zeitstudien hervorgebracht (siehe z.B. Jänicke 1996b; Jahn 1998; Scruggs 2003; 
Busch/Jörgens 2007a; Holzinger et al. 2008), jedoch ist es bisher nicht gelungen, diese 
Studien systematisch miteinander zu verbinden. Sinnvoll und wünschenswerte wäre es vor 
allem, die zugrunde liegende Datenerhebung zur Entwicklung nationaler Umweltpolitiken 
von den zeitlichen und thematischen Restriktionen einzelner Forschungsprojekte loszulö-
sen. Ein Modell hierfür bietet die seit 1963 von der Universität Michigan betriebene Daten-
bank zu zwischenstaatlichen Kriegen und ihren Ursachen – der Correlates of War Datensatz 
(Small/Singer 1982) – oder der seit 1979 kontinuierlich fortgeschriebene Manifesto-
Datensatz zur Struktur und Leistungsfähigkeit von Parteiendemokratien 
(http://manifestoproject.wzb.eu/). Im Bereich der Umweltpolitikanalyse existiert bisher 
kein Datensatz, der den politischen Wandel und seine potentiellen Ursachen und Wirkun-
gen im internationalen Vergleich systematisch und kontinuierlich erfasst. Eine solcher Da-
tenbank würde auch eine wichtige Ergänzung zu bestehenden Umweltschutzrankings wie 




etwa dem Environmental Performance Index der Yale University (www.epi.yale.edu/) oder 
der internationalen Regime Datenbank (Breitmeier et al. 2006) darstellen. 
7) These: Eine quantifizierende Politikwissenschaft erlaubt die Modellierung von 
Umweltpolitik, ihrer Erfolgsbedingungen und erlaubt den Anschluss an die 
wachsende Zahl ökonomischer und integrierter Modelle der Umweltwissen-
schaften  
Umweltpolitikanalyse wird nicht alleine von der Politikwissenschaft betrieben. Ökonomen, 
Klimatologen, Ökosystemforscher, und viele andere Disziplinen bewerten die Effizienz und 
die Effektivität von Umweltpolitik. Immer häufiger werden dafür Modelle herangezogen. 
Bisher wird dabei der Staat sehr einfach und als exogene Variable dargestellt. Erkenntnisse 
der Politikwissenschaft finden nur selten Eingang in diese Ansätze. Auch für die Policy Ana-
lyse werden Modelle bisher selten verwendet. Eine formale Modellierung von Politik stößt 
auch auf viele Schwierigkeiten: Die Fallzahl ist häufig zu gering für ökonometrische Verfah-
ren, umweltpolitische Maßnahmen sind schwer miteinander zu vergleichen, politische Rhe-
torik ist von tatsächlichen Maßnahmen schwer zu trennen (Jacob/Volkery 2006). Die vor-
handenen „large-N“ Studien der Umweltpolitikanalyse (z.B. Jahn/Wälti 2007; Scruggs 
2003) werden bisher nicht für eine Modellierung herangezogen. Trotz dieser Schwierigkei-
ten, die eher qualitative und auf die Vergangenheit bezogene empirische Forschung nahe-
legen, könnte es sinnvoll sein, die Möglichkeiten und Grenzen von formalen Modellen auch 
in der Politikwissenschaft zu erkunden. Erstens könnte damit eine realistischere Repräsen-
tation staatlichen Handelns in ökonomischen und in integrierten Modellen erreicht werden. 
Zweitens könnten Rückkopplungen analysiert werden: Wie wirken Innovationen, ökonomi-
sche Entwicklungen oder umweltpolitischer Problemdruck auf Handlungskapazitäten und 
wie können diese durch Umweltpolitik angeregt und bearbeitet werden? Dafür könnten 
insbesondere Ansätze von System Dynamics Modellen in Frage kommen (Saleh et al. 2010). 
Drittens ermöglicht die Modellierung von Prozessen und Politiken ein arbeitsteiliges Vorge-
hen nicht nur zwischen den Disziplinen sondern auch innerhalb der Disziplin.  
8) These: Die Erfahrungen von 40 Jahren Umweltpolitik lassen eine Analyse von 
umweltpolitischen Aufschwüngen wie auch Abschwüngen zu. Dabei sollten die 
Leistungen der Umweltpolitikintegration im Vordergrund der Analyse stehen. 
International vergleichende Untersuchungen zur Entwicklung der Umweltpolitik erwecken 
den Eindruck einer zwar schubhaften, aber stetigen Ausweitung und Verschärfung des um-
weltpolitischen Regulierungsniveaus (Holzinger et al. 2007; Sommerer/Heichel 2009; Som-
merer/Müller 2010; Jacob et al. 2008): Umweltpolitische Instrumente werden eingeführt, 
Institutionen geschaffen und Zuständigkeiten neu erteilt, Standards eingeführt und ver-
schärft. Dabei suggeriert die Output-orientierte Betrachtung auf den ersten Blick, dass ein 
einmal erreichtes Anspruchsniveau nicht mehr unterschritten wird. Allerdings stellt sich die 
Frage, die bisherige, vorwiegend auf den umweltpolitischen Output gerichtete Betrachtung 
das tatsächliche umweltpolitische Leistungsniveau hinreichend erfasst. Umweltpolitik ist 
vor allem eine Integrationsaufgabe und betrifft damit in hohem Maße die Berücksichtigung 




von Umweltaspekten in anderen Politikbereichen (Lenschow 2002; Lafferty 2004). Beson-
ders wichtig sind Investitionsentscheidungen, Infrastrukturen, Industrie-, Agrar-, Energie 
oder Verkehrspolitiken, öffentliche Beschaffung oder Innovationsprogramme. Hier dürften 
sich die wechselnden Prioritäten und Einflussmöglichkeiten für umweltpolitische Akteure 
deutlicher ablesen lassen, als im eigentlichen Regelungsbereich der Umweltpolitik. Dabei 
ist es aber schwer zwischen Rhetorik und Substanz zu unterscheiden. Bisher gibt es keine 
Evaluationskriterien, die für verschiedene Politikfelder oder gar politikfeldübergreifend 
Aussagen über den Grad der Berücksichtigung von Umwelterfordernissen zulassen würden 
oder gar einen internationalen oder intertemporalen Vergleich zuließen (Haum et al. 
2010). An einem solchen Maß der Umweltpolitikintegration ließe sich aber das umweltpoli-
tische Leistungsniveau im Querschnitt (zwischen Ländern und Politikfeldern) und dessen 
Veränderung im Längsschnitt untersuchen.  
3 Umweltschutz im Mehrebenensystem 
Umweltpolitik ist heute immer auch Mehrebenenpolitik. Genauso wie die nationale Um-
weltpolitik in immer größerem Maße von supra- oder internationalen Politikentwicklungen 
geprägt ist (Börzel 2002; Knill 2001; Jordan/Liefferink 2004), wird die Entwicklung der in-
ternationalen Umweltpolitik in starkem Maße von nationalen oder subnationalen Entwick-
lungen vorangetrieben (Jörgens 2004; Betsill/Bulkeley 2004; Schreurs et al. 2009a). Die 
vielleicht wichtigste Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte ist dabei die kontinuierliche 
Verdichtung des institutionellen Rahmens der Umweltpolitik über alle Politikebenen. Auf 
der internationalen Ebene drückt sich dies vor allem in einer graduellen Neudefinition der 
Rolle inter- und supranationaler Organisationen aus. Internationale Organisationen werden 
nicht mehr ausschließlich als Instrumente zwischenstaatlicher Kooperation gesehen, son-
dern zunehmend auch als autonome Akteure definiert, die die internationale Politik in 
nicht unerheblicher Weise beeinflussen (Reinalda/Verbeek 1998; Nielson/Tierney 2003; 
Thatcher/Stone Sweet 2003; Hawkins et al. 2006). Traditionelle Konzepte des Intergouver-
nementalismus, in denen Nationalstaaten die dominierenden Akteure im Mehrebenesystem 
darstellen, werden immer mehr von neuen Konzepten des Supra- oder Internationalismus 
überlagert, in denen internationale Bürokratien und transnational vernetzte Regulierungs-
behörden einen eigenständigen Einfluss auf globale Politikergebnisse haben (Bar-
nett/Finnemore 2004). Gleichzeitig ist auch eine Erosion des Nationalstaats „von unten“ zu 
beobachten, bei der nationalstaatliche Entscheidungen zunehmend von subnationalen Poli-
tikinnovationen beeinflusst oder gar substituiert werden (Schreurs 2008; Happaerts et al. 
2010). Im Folgenden werden die Auswirkungen dieser Entwicklungen für die Umweltpoli-
tikanalyse skizziert. 




9) These: Internationale Verwaltungen beeinflussen in steigendem Maße die Ent-
wicklung nationaler und internationale Umweltpolitiken. Ihre eigenständige 
Rolle ist jedoch bisher nur ansatzweise untersucht. 
Die Politikwissenschaft hat internationale Organisationen lange Zeit in erster Linie als von 
Nationalstaaten geschaffene und von ihnen gesteuerte Infrastrukturen zur Erleichterung 
der zwischenstaatlichen Kooperation betrachtet (Keohane 1984). Erst in den letzten 10 
Jahren wurde diese intergouvernementalistische Perspektive durch eine principal-agent 
Perspektive ergänzt, die internationalen Organisationen eine – wenn auch begrenzte – 
Handlungsautonomie zuspricht und von einer wechselseitigen Beeinflussung von nationalen 
Regierungen und internationalen Organisationen ausgeht (Hawkins et al. 2006). Durch diese 
neue Perspektive rückten auch die Verwaltungsstäbe internationaler Organisationen, ihre 
Sekretariate und Verwaltungsapparate, in den Mittelpunkt des politikwissenschaftlichen 
Interesses (Liese/Weinlich 2006; Benner et al. 2009). Die Rolle, die Motivationen und Stra-
tegien sowie der Einfluss dieser internationaler Bürokratien ist bislang jedoch noch weitge-
hend ungeklärt (Barnett/Finnemore 2004; Dingwerth et al. 2009). Nicht zuletzt steht die 
weitgehende Vernachlässigung der Bedeutung und des Einflusses internationaler Verwal-
tungen in einem krassen Gegensatz zur öffentlichen und politischen Kritik am ungebrems-
ten Wachstum der EU- und UN-Bürokratie (Enzensberger 2011). 
Die Umweltpolitik bietet sich aus verschiedenen Gründen besonders für die systematische 
Erforschung des Einflusses internationaler Verwaltungen an. Zum einen ist sie als wissens-
intensiver Politikbereich in besonderem Maße auf administrative Expertise angewiesen 
(Keller 2009). Gerade bei wissenschaftlichen Verwaltungsstäben kann davon ausgegangen 
werden, dass sie sich nicht mit der Rolle neutraler Helfer begnügen, sondern eigene Werte 
und Überzeugungen bewusst oder unbewusst in ihre Tätigkeit einfließen lassen (Bauer 
2006b; Biermann et al. 2009b). Zum anderen bestehen umweltpolitische Programme aus 
einem komplexen Gemenge von hochpolitisierten und auch für die allgemeine Öffentlich-
keit sichtbaren Entscheidungen (etwa über die Treibhausgasreduktionsziele im Rahmen der 
Kyoto-Nachfolgeverhandlungen) und komplizierten technischen oder rechtlichen Details, 
deren Bedeutung und Tragweite nur mit Hilfe speziellen Fachwissens erfasst werden kann. 
Hieraus ergibt sich eine Reihe von Fragen für die internationale Umweltpolitikanalyse: Wie 
stark ist der eigenständige Einfluss internationaler Verwaltungen in der internationalen 
Umweltpolitik? In welchen Phasen des Politikprozesses ist ihr Einfluss am größten? Welches 
sind die Mechanismen der Einflussnahme internationaler Verwaltungen? Wie wirken sich 
Organisationsstrukturen auf ihren jeweiligen Einfluss aus (Busch 2009; Bauer 2009; Jinnah 
2010)? Schließlich geht es auch darum, die Frage der demokratischen Legitimität internati-
onaler Verwaltungen zu behandeln und die Grenzen ihres Einflusses auszuloten. Alle diese 
Aspekte sind natürlich auch für die Debatte um die Vor- und Nachteile einer Weltumwelt-
organisation von Bedeutung (Biermann/Simonis 2000; WBGU (Wissenschaftlicher Beirat der 
Bundesregierung Globale Umweltveränderungen) 2001; Najam 2003), die spätestens im 




Juni 2012 auf der UN Konferenz zur Nachhaltigen Entwicklung in Rio de Janeiro auf höchs-
ter Regierungsebene thematisiert werden wird. 
10) These: In hoch regulierten Politikfeldern scheitern internationale Verhandlun-
gen immer häufiger am Veto einflussreicher Nationalstaaten. Häufig funktio-
niert jedoch die zwischenstaatliche Politikdiffusion als funktionales Äquivalent 
und sorgt für ein internationales Regulierungsniveau, das einer verbindlichen 
internationalen Regulierung kaum nachsteht. 
Das Scheitern des Klimagipfels von Kopenhagen im Dezember 2009 und die anhaltenden 
Schwierigkeiten, internationale Klimaschutzziele für die Zeit nach 2012 zu vereinbaren, 
haben die Grenzen multilateraler Verhandlungen und internationaler Umweltschutz-
übereinkommen deutlich gemacht (Sterk et al. 2010). Waren internationale Übereinkom-
men in der Frühphase der Umweltpolitik noch vergleichsweise leicht zu erzielen, so sind 
die „low hanging fruit“ inzwischen größtenteils geerntet. Was übrig bleibt sind einerseits 
sogenannte „wicked“ oder „persistente“ Probleme, deren besondere Problemstruktur ver-
bunden mit der Existenz einflussreicher Vetospieler politische Lösungsstrategien von vorn-
herein stark erschweren (Rittel/Webber 1973; Jänicke/Volkery 2001; Ney 2009). In der 
internationalen Umweltpolitikanalyse ist in diesem Zusammenhang auch von non-regimes 
die Rede, das heißt Umweltbereichen, in denen trotz bekannten Problemdrucks bislang 
keine internationalen Regelungen vereinbart werden konnten (Dimitrov 2002; Dimitrov et 
al. 2007). Andererseits steht heute immer häufiger die Fortentwicklung und Verschärfung 
bestehender multilateraler Vereinbarungen an. Häufig sind hier die in frühen Verhand-
lungsrunden noch vorhandenen win-win-Potentiale und windfall profits bereits ausge-
schöpft, so dass weitergehende Verpflichtungen in der Regel mit deutlich höheren Kosten 
für Staat, Wirtschaft und Gesellschaft verbunden sind. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
der internationalen Finanzkrise ist hier generell mit schwierigen Verhandlungen zu rech-
nen. 
Welche Alternativen gibt es für die globale Umweltpolitiksteuerung wenn ihr wichtigstes 
Instrument, die Aushandlung multilateraler Übereinkommen, in Stocken gerät? Neuere Stu-
dien zur internationalen Diffusion umweltpolitischer Innovationen zeigen, dass sich Um-
weltschutzgesetze, Umweltinstrumente und umweltpolitische Institutionen ebenso schnell 
durch zwischenstaatliche Lern- und Nachahmungsprozesse ausbreiten wie durch ver-
pflichtende internationale Übereinkommen (Busch/Jörgens 2007b, 2010). Durch die geziel-
te Beeinflussung dieser Diffusionsdynamiken können nationale Regierungen, transnationale 
Nichtregierungsorganisationen oder internationale Organisationen die Ausbreitung von 
Umweltschutzmaßnahmen beschleunigen und dadurch einen Beitrag zur globalen Umwelt-
politiksteuerung leisten. Erste Studien zur gezielten Beeinflussung von Diffusionsprozessen 
in unterschiedlichen Politikfeldern zeigen, dass das hierin liegende Steuerungspotential 
nicht unerheblich ist (Jakobi/Martens 2007; Jakobi 2009; Zohlnhöfer/Ostheim 2007; Oren-
stein 2008). Für die internationale und international vergleichende Umweltpolitikanalyse 
liegt hier eine Chance, die Möglichkeiten, Mechanismen und Grenzen globaler Umweltpoli-




tiksteuerung jenseits der „Gipfeldiplomatie“ systematisch zu erforschen und praktische 
Handlungsempfehlungen zu formulieren. 
11) These: Im Zuge der Globalisierung von Umweltpolitik kommt es zu einer zuneh-
menden transnationalen Vernetzung subnationaler Einheiten. Diese Vernet-
zung, die überwiegend auf Kommunikation und wechselseitigen Lern- und Nach-
ahmungsprozessen beruht, könnte einen eigenständigen Kapazitätsfaktor für 
die Umweltpolitik von Kommunen und Ländern darstellen. 
In jüngerer Zeit wächst das Interesse der internationalen und vergleichenden Umweltpoli-
tikanalyse an der subnationalen Ebene. Im Mittelpunkt steht die Beobachtung einer zu-
nehmenden kommunikativen Verflechtung der Umweltpolitik über alle Politikebenen hin-
weg. So vernetzen sich Städte und Kommunen zunehmend in transnationalen Klima- oder 
Nachhaltigkeitsnetzwerken (Kern/Bulkeley 2009; Bulkeley/Newell 2010; Schreurs 2008). 
Ähnlich wie im Falle der zwischenstaatlichen Politikdiffusion (vgl. These 10) steht dabei 
die Vermutung im Mittelpunkt, dass die transnationale Vernetzung von Kommunen und 
Bundesländern einen eigenständigen Kapazitätsfaktor für die subnationale Umweltpolitik 
darstellen könnte. Darüber hinaus wird die These aufgestellt, dass ein verstärkter Umwelt-
schutz auf der subnationalen Ebene Stagnation oder Rückschritte auf der nationalen Ebene 
ausgleichen könnte. Dies könnte etwa der Fall sein wenn innovative US-Bundesstaaten ver-
suchen, die legislative Blockade der nationalen Umweltpolitik dadurch zu umgehen, dass 
sie umweltpolitische Konzepte aus Europa importieren (Schreurs et al. 2009a).  
Trotz einer Reihe von Studien sind die beiden Fragen noch nicht abschließend geklärt. Im 
Hinblick auf die Bedeutung transnationaler Städtenetzwerke sind einerseits quantitative 
large-n Studien notwendig, die den kausalen Einfluss transnationaler Vernetzung belegen 
können und dadurch ausschließen, dass transnationale Städtenetzwerke lediglich die ohne-
hin schon stattfindenden Umwelt- und Klimaschutzaktivitäten der kommunalen Ebene wi-
derspiegeln, also lediglich Epiphänomene städtischer Umweltpolitik sind (siehe z.B. Hakel-
berg 2011). Andererseits muss in qualitativen Fallstudien der genaue Mechanismus geklärt 
werden, durch den Städtenetzwerke die kommunale Umweltpolitik beeinflussen. Geschieht 
dies durch die Stimulation von Lernprozessen, durch peer review und einen darauf aufbau-
enden Wettbewerb um Anerkennung und Legitimität oder durch die direkte Bereitstellung 
von politischem oder technischem know-how? Im Hinblick auf die Möglichkeiten subnatio-
naler Einheiten, Rückschritte der nationalen Umweltpolitik auszugleichen, ist eine syste-
matische Evaluation ihrer Anstrengungen notwendig. Inwieweit führen diese Maßnahmen 
tatsächlich zu Umweltqualitätsverbesserungen, die über die Wirkungen nationaler Pro-
gramme hinausgehen? Welches sind die Erfolgsbedingungen solcher Maßnahmen? Und wo 
liegen die Grenzen?  
4 Das Verhältnis von Wissenschaft und Politik  
Das Wissen um mittel- und langfristige Umweltveränderungen und die wissenschaftliche 
Analyse der erwarteten Wirkungen umweltpolitischer Instrumente wird als Legitimations-




grundlage für Umweltpolitik immer wichtiger (Bocking 2004). Dies ist nicht zufällig so: 
Umweltfragen sind, wenn es um lokale und unmittelbare Verschmutzungen geht zunächst 
einmal Verteilungsfragen zwischen Verursacher und Betroffenen. Diese können im politi-
schen System, das auf Legitimation durch Abstimmung und Mehrheit basiert, gut abgebil-
det werden. Solche lokalen und unmittelbaren Umweltfragen können dann als Teil der plu-
ralistischen Auseinandersetzung zwischen den widerstreitenden Interessen gesehen wer-
den. In dieser Perspektive stellen sich Fragen nach der hinreichenden institutionellen Stär-
ke oder der Ressourcenausstattung von Umweltakteuren.  
Anders ist dies bei Umweltproblemen bei denen Verursachung und Wirkungen zeitlich oder 
räumlich auseinanderfallen. Hier sind die damit verbundenen Interessen nicht mehr im 
politischen Prozess vertreten: der langfristige Klimawandel oder die Umweltauswirkungen 
der weltweiten Ressourcen- und Produktströme sind nicht in einem Politikmodell lösbar, 
das auf einen Ausgleich zwischen Verursachern und Geschädigten abzielt. Eine Legitimati-
on durch Beteiligung oder durch Repräsentation ist mangels Akteuren nicht oder nicht in 
einem angemessenen Maße möglich. Nicht zufällig bedienen sich daher Umwelt- und Nach-
haltigkeitspolitiker immer stärker wissenschaftlicher Expertise um ihre Politikvorschläge zu 
begründen (Litfin 1994; Skodvin 2000). 
Die Evidenzbasierung von Politik manifestiert sich auch institutionell: In Forschungspro-
grammen, der Anwendungs-/Policyorientierung von Umweltforschung (Böcher/Krott 2010), 
der institutionellen Politikberatung in Kommissionen und Beratungseinrichtungen, der Poli-
tikfolgenabschätzung und der Evaluation. Sicherlich wurde wissenschaftliche Politikbera-
tung bereits seit Beginn von Umweltpolitik nachgefragt. So datiert die Gründung des Sach-
verständigenrats für Umweltfragen auf das Jahr 1971 zurück und dieser legt seitdem Gut-
achten vor, die teils eine weite Beachtung fanden (Timm 1989; Hey 2009; Jörgens 2009). 
Auch die Gründung des Umweltbundesamtes (1974) zielte darauf, die Wissensbasis von 
Umweltpolitik zu verbessern. Mehrere Enquete Kommissionen des Bundestages haben mit 
ihrer Expertise seit den 1980er Jahren für eine Entwicklung nicht nur der nationalen Um-
weltpolitik beigetragen (Altenhof 2002). Die Bedeutung von Wissen für den politischen Pro-
zess nimmt auch international an Bedeutung zu. Die Rolle der Berichte des IPCC ist ein 
ganz besonders prominentes Beispiel dafür (Haas 2001; Bolin 2007). In der Öffentlichkeit 
weniger beachtet ist die Bedeutung der ex-ante Politikfolgenabschätzung für die Politik-
vorschläge der Europäischen Kommission. Diese Verfahren haben sich mittlerweile als zent-
ral für die Legitimation von Politikvorschlägen der Europäischen Kommission entwickelt 
(European Court of Auditors (ECA) 2010).  
Das Verhältnis zwischen der Begründung von Politik durch Aushandlung, Suche nach Mehr-
heiten, Kompromissfindung und Abstimmung einerseits und durch Wissensbasierung ande-
rerseits ist aber nicht einfach. Parlamentarier sehen ihre Handlungsmöglichkeiten einge-
schränkt. Kommissionen, Gutachten, Folgenabschätzungen werden als eine Einschränkung 
der parlamentarischen Willensbildung wahrgenommen. Andererseits werden Gutachten 
oder Kommissionen strategisch nicht zur ergebnisoffenen Problemlösung eingesetzt, son-




dern um den politisch bereits entschiedenen Weg zu legitimieren. Das Verhältnis von Wis-
senschaft und politischem Prozess und Entscheidung ist vor diesem Hintergrund ein Thema 
das aus verschiedenen Perspektiven der näheren Untersuchung verdient.  
12) These: Die Verschiebung hin zur Legitimation durch wissenschaftliche Expertise 
birgt das Potential einer Verschiebung der Kräfteverhältnisse zwischen den 
demokratischen Institutionen.  
Wenn es richtig ist, dass Wissen als Legitimationsgrundlage an Bedeutung gewinnt, was 
bedeutet dies für die politischen Institutionen und das Kräfteverhältnis zwischen ihnen? 
Bedeutet es, dass die Entscheidungsvorbereitung durch Ministerien an Bedeutung gewinnt, 
weil diese über die notwendigen Ressourcen verfügen und dies zu Lasten von Parlamenten 
geht? Bedeutet es, dass Kommissionen, Räte, wissenschaftliche Agenturen eine eigenstän-
dige Rolle in der Entscheidungsfindung spielen? Der Normenkontrollrat in Deutschland und 
vergleichbare Institutionen in anderen europäischen Ländern (mit teils noch weitergehen-
den Mandaten) haben für die Bewertung der Qualität von Rechtssetzung eine wichtige Rol-
le eingenommen und nehmen Einfluss auf die Gesetzgebung noch bevor Vorschläge dem 
Parlament vorgelegt werden. Ob Umwelt- oder Nachhaltigkeitsräte eine vergleichbare Rol-
le einnehmen oder ob Normenkontrollräte auch diese Aspekte mit bearbeiten, ist noch 
offen.  
Zu untersuchen wäre aber auch, ob sich Parlamente stärker dieser Instrumente bedienen 
und eine eigene Rolle dabei einnehmen. Mit den in vielen Ländern eingerichteten Instituti-
onen zur Technikfolgenabschätzung könnten Parlamente eine Rolle bei der Evidenzbasie-
rung von Politikvorschlägen übernehmen. Die Rolle des deutschen Bundestags bei der Prü-
fung von Nachhaltigkeitsprüfungen der Regierung ist zwar noch international einmalig, 
könnte aber beispielgebend sein. Auch das Europäische Parlament hat in einer gemeinsa-
men Erklärung mit dem Rat und der Kommission erklärt, Verfahren der Politikfolgenab-
schätzung zu unterstützen und die erwarteten Folgen eigener Politikvorschläge ebenfalls 
mit Studien zu untersetzen. Ob diese Aktivitäten der Parlamente aber dazu führen, dass 
mit den Möglichkeiten von Ministerien gleichgezogen wird, ist offen.  
13) These: Die Verschiebung hin zu einer Legitimation durch wissenschaftliche Ex-
pertise birgt das Risiko der wechselseitigen Erosion der Entscheidungsmodi.  
Die Nutzung von wissenschaftlicher Expertise im politischen Prozess ist nicht einfach. Die 
Logiken und meist auch das Timing wissenschaftlicher Erkenntnissuche und politischer Ent-
scheidungsfindung sind fundamental verschieden. Dies ist nichts neues, schon Carol Weiss 
(Weiss/Bucuvalas 1980) hat auf die Schwierigkeiten und die vielfältigen Formen der Nut-
zung wissenschaftlicher Expertise im politischen Prozess hingewiesen. Ebenfalls Anfang der 
1980er Jahre hat Peter Weingart (Weingart 1983) auf zwei interdependente Prozesse hin-
gewiesen: die Verwissenschaftlichung von Politik einerseits und die Politisierung von Wis-
senschaft andererseits. Die Veränderung der Steuerungsformen der Wissenschaft treten in 
der Umweltforschung besonders zu Tage. Seit einigen Jahren wird mit transdiziplinären 




Ansätzen der gemeinsamen Entwicklung von Wissen experimentiert (Brand 2000; Mittel-
straß 2005). Inwieweit verändern dies die Bereitstellung, die Qualität, Relevanz und die 
Nutzung von Wissen in der politischen Entscheidungsfindung? Wie verhält sich dies zu den 
traditionellen Steuerungsformen und Produktion von Wissen? Entziehen sich Forschungen, 
die trans- und oft auch interdisziplinär durchgeführt werden der Qualitätskontrolle durch 
peer reviews? Und welche Rückkopplungen ergeben sich daraus wiederum für die Nutzung 
von Wissen im politischen Prozess? Die Reputation von Forschung ist offensichtlich eine 
wichtige Ressource bei dessen Nutzung zur Legitimation von Umwelt- und Nachhaltigkeits-
politik. Wie wird diese aber sichergestellt, wenn der Wissensproduktion die Mechanismen 
entzogen werden, die Reputation gewähren?  
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welches geeignete und robuste „Venues“ 
sind, in denen Wissen produziert und genutzt wird. Wie unterscheidet sich dies in der ad 
hoc Politikberatung oder der Politikfolgenabschätzung gegenüber der Beratung durch wis-
senschaftliche Behörden oder durch Kommissionen und Räte? Haben diese unterschiedli-
chen Venues der Wissensproduktion einen Einfluss auf die Qualität und die Nutzbarkeit von 
Wissen?  
Auch in umgekehrter Richtung sind prekäre Wirkungen denkbar: Wissenschaftliche Exper-
tise hat nicht nur das Potential der Legitimation von politischen Entscheidungen, sondern 
auch umgekehrt zur Delegitimation (Jacques 2009). 
14) These: Die Wirkung von Wissen in der Entscheidungsfindung ist abhängig von 
den Entscheidungskontexten  
Die Nutzung von Wissen ist in hohem Maße abhängig von dem jeweiligen Entscheidungskon-
text. Gleichzeitig sind politische Systeme, Politikfelder und Prozesse in unterschiedlichem 
Maße offen für die Aufnahme von neuem Wissen für die Entscheidungsfindung und –
begründung. Dies ist keine neue Erkenntnis, sondern begleitet die soziologische und poli-
tikwissenschaftliche Forschung zur Nutzung von Wissen von Beginn an (z.B. 
Weiss/Bucuvalas 1980; Nullmeier 1993; Mayntz 2009). Die Frage, woraus sich Entschei-
dungskontexte konstituieren, ist bisher aber noch nicht Gegenstand der Politikanalyse ge-
wesen: Zwar zeigt die vergleichende Forschung zur Praxis der Politikfolgenabschätzung, 
dass Ländervergleiche nicht ausreichen um die Varianz zu erklären (z.B. Hertin et al. 
2009). Die Bedeutung von Wissen unterscheidet sich aber auch nach Politikfeldern (hohe 
Bedeutung in der Klimapolitik, geringere Bedeutung in der Sozialpolitik) oder sogar im Hin-
blick auf das jeweils dominierende politische Instrumentarium. Eine systematische Analyse 
der Wirkung von Entscheidungskontexten auf die Rolle und den Einfluss von Wissen im poli-
tischen Prozess steht noch aus (James/Jorgensen 2009: 142-143).  
15) These: Das Konzept der Politikintegration muss auf den Prozess der wissen-
schaftlichen Identifikation von prioritären Problemen ausgeweitet werden. 
Politische Entscheidungsprozesse sind seit Mitte der 1990er Jahre umfassend unter dem 
Aspekt der Politikintegration untersucht worden (Jordan/Lenschow 2010; Lafferty/Hovden 




2003). Dabei wurde eine Vielfalt institutioneller und instrumenteller Arrangements identi-
fiziert, die dazu beitragen können, Wechselwirkungen zwischen Politiken und Programmen 
frühzeitig zu erkennen und auf diese Weise ungewollte Problemverschiebungen zu vermei-
den (Jacob/Volkery 2007). Das Erfordernis der Politikintegration betrifft aber nicht nur die 
Formulierung und den Vollzug politischer Programme und Maßnahmen. Eine integrierende 
Sicht ist vielmehr bereits bei der wissenschaftlichen Identifikation drängender Umwelt-
probleme wichtig. Allerdings hat sich die Umweltpolitikanalyse bisher nur unzureichend 
der Frage gewidmet, ob und gegebenenfalls wie Umweltpolitikintegration bereits in der 
Phase der wissenschaftlichen Identifikation von Problemen und Ursache-Wirkungs-
Zusammenhängen stattfindet.  
In der politischen Praxis ist ein solcher integrativer Modus der wissenschaftlichen Problem-
findung bisher allerdings nur selten zu beobachten. Nicht zuletzt widerspricht er den insti-
tutionalisierten Strategien der wissensbasierten Entscheidungsfindung in den meisten ent-
wickelten Industrieländern und in internationalen Organisationen. So werden Berechnun-
gen zu den gesundheitlichen Folgen von Umweltbelastungen heute meistens in hochspezia-
lisierten Ausschüssen und Komitees erarbeitet. Diese Ausschüsse tendieren dazu, die Rele-
vanz ihres jeweiligen Problembereichs gegenüber anderen Problemfeldern zu überschät-
zen. Ernst B. Haas hat das schon vor 30 Jahren am Beispiel der internationalen Meeres-
schutzpolitik als „eklektizistischen“ Modus der Entscheidungsfindung bezeichnet: „Eclecti-
cism is the logical obverse of rationalism. Knowledge is not used in decision making so as 
to arrive at a more integrated understanding among sectors and disciplines. Fisheries ex-
perts, geophysicists, petroleum engineers, and naval architects go their separate profes-
sional ways; they make little effort to reinterpret their specialized knowledge under the 
conceptual roof of 'managing the common heritage of mankind'. Politicians and administra-
tors also make no concerted effort to change the social objectives to which they are com-
mitted. They continue to conserve fish stocks instead of planning to meet nutritional 
needs; they encourage the construction of supertankers, issue leases for ocean mining, 
exclude foreign polluters from straits and harbors – all without integrating these objectives 
into an ordered set of priorities for the oceans” (Haas 1980: 381-382).  
Berechnungen zu den gesundheitlichen Folgen von Umweltbelastungen sind heute von ei-
nem engen Fokus auf einzelne Schadstoffe oder spezifische Sektoren geprägt. Besonders 
deutlich wird das, wenn angesichts der Reaktorkatastrophe von Fukushima verschiedenste 
Regierungen und wissenschaftliche Behörden betonen, dass die dabei austretende Radioak-
tivität keine akute gesundheitliche Bedrohung darstellt, während praktisch zeitgleich die 
Weltgesundheitsorganisation warnt, dass in Europa jährlich mehr als eine Million gesunder 
Lebensjahre durch Lärmbelastungen verloren gehen (WHO (World Health Organization) 
2011). Für die politikwissenschaftliche Forschung stellt sich die Frage, wie eine stärkere 
Politikintegration bereits in der Phase des wissenschaftlichen Agenda-Setting erreicht wer-
den kann. Welche institutionellen oder prozeduralen Vorkehrungen können getroffen wer-
den, um dem „Tunnelblick“ hochspezialisierter Experten in Wissenschaft und Verwaltung 




entgegenzuwirken und bereits bei der wissenschaftlichen Identifikation von Umweltprob-
lemen eine erste Prioritätensetzung vorzunehmen?  
16) These: Umweltpolitische Entscheidungen werden nicht nur von Problemen, son-
dern auch vom Vorhandensein bestimmter Lösungen geprägt. 
Obwohl die Umweltpolitikanalyse das ursprünglich von Kingdon (Kingdon 1984) entwickelte 
Konzept des Policy Entrepreneurs in einer Vielzahl von konzeptionellen Ansätzen fruchtbar 
gemacht hat – so etwa im Advocacy-Koalitionen Ansatz oder im Konzept der Politikdiffusion 
–, hat es einer bestimmten Form von Policy Entrepreneurship bisher nur geringe Aufmerk-
samkeit gewidmet: dem "problem surfing" (Boscarino 2009). Problem surfing bezeichnet 
das Phänomen, dass Akteure über lange Zeiträume und losgelöst von einzelnen Problem-
konstellationen für eine bestimmte politische Lösung werben. Seine Besonderheit liegt 
darin, dass der normale Ablauf politischer Entscheidungsprozesse auf den Kopf gestellt 
wird: Anstatt erst ein drängendes politisches oder gesellschaftliches Problem zu identifizie-
ren und danach eine geeignete Lösung zu entwickeln und in den politischen Entscheidungs-
prozess einzubringen, stellen "problem-surfer" eine ganz bestimmte Lösung in den Mittel-
punkt ihres Handelns und suchen dann aktiv nach Problemen, die mit ihrem Lösungsvor-
schlag kompatibel sind. Der Psychologe Abraham Maslow hat die dahinterstehende instru-
mentenorientierte Handlungslogik schon früh mit dem Satz beschrieben: "If the only tool 
you have is a hammer, it is tempting to treat everything as if it were a nail" (Maslow 1966: 
x). In der Umweltpolitik ist eine problemübergreifende Werbung für eine bestimmte Lö-
sungsvariante insbesondere bei ökonomischen Instrumenten wie etwa Eigentumsrechten 
oder dem Instrument des Emissionshandels zu beobachten. Aus politikwissenschaftlicher 
Sicht ist dieses Verhaltensmuster in doppelter Hinsicht interessant. Auf der einen Seite 
stellt sich die Frage wie weit verbreitet und wie erfolgreich Strategien des problem-surfing 
sind. Auf der anderen Seite stellt sich die Frage nach der Effektivität solcher "one-size-fits-
all" Lösungen. 
17) These: Die enge Verknüpfung von Wissenschaft und Politik im Bereich des Um-
weltschutzes führt zu einer Verengung des Themenspektrums der Umweltpoli-
tikanalyse. 
In einer aktuellen Publikation beobachtet Elizabeth DeSombre eine sehr enge Verknüpfung 
von Wissenschaft und Politik im internationalen Umweltschutz (DeSombre 2011). Zwar 
sieht sie kein Feld der internationalen Beziehungen, in dem die wissenschaftliche Politik-
beratung einen größeren und dauerhafteren Einfluss auf konkrete Politiken hatte und auch 
weiterhin hat, als den Umweltschutz. Neben vielen Vorteilen für die Qualität umweltpoliti-
scher Entscheidungen, führt diese enge Verknüpfung ihrer Ansicht nach aber auch zu einer 
– bisher wenig beachteten – nachfrageorientierten Verengung der Forschungsthemen, die 
mittel- bis langfristig den Erfolg der Umweltpolitikberatung gefährden kann. Gerade vor 
dem Hintergrund einer Forschungsförderung, die sich in den letzten zwei Jahrzehnten von 
einer starken universitären Eigenfinanzierung immer mehr in Richtung Drittmittelfinanzie-
rung bewegt hat, muss sich die Umweltpolitikanalyse aktiv mit der Frage nach den Dyna-




miken der Themenfindung und Prioritätensetzung auseinandersetzen. Dabei müssen die 
Vorteile einer nachfrageorientierten Forschung – insbesondere ihre hohe politische, gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Aktualität – systematisch ihren möglichen Nachteilen – etwa 
einer Vernachlässigung genuin wissenschaftlicher Relevanzkriterien bei der Themenfindung 
– gegenübergestellt werden. Zugleich ist zu fragen, ob durch eine stärkere Nachfrageorien-
tierung diejenigen Umweltthemen besonders leiden, die zwischen die Stühle verschiedener 
institutioneller Zuständigkeiten fallen und daher nicht automatisch Gegenstand institutio-
nalisierter Forschungsförderungsprogramme sind (zum Beispiel Stadt-Land Beziehungen, 
Flächennutzung). Während Untersuchungen zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik 
viel zu den Chancen und Restriktionen einer stärkeren Berücksichtigung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse in der politischen Entscheidungsfindung sagen, bleiben sie eigentümlich still 
wenn es umgekehrt um die Berücksichtigung politischer Kriterien im Wissenschaftsprozess 
geht. Bislang ist diese Forschungslücke in der Umweltpolitikforschung vor allem von den 
teils polemischen und spekulativen Publikationen sogenannter „Klimaskeptiker“ gefüllt 
worden (Pielke, JR. 2007; Kellow 2007). Nicht zuletzt aus diesem Grund sind systematische 
Langzeitanalysen zur Definitionsmacht politischer Akteure in der politikwissenschaftlichen 
Umweltforschung dringend erforderlich. 
18) These: Die neuen Informationstechnologien haben das Potential die Bereitstel-
lung und Nutzung von Umweltinformationen zu verändern  
Die Bereitstellung und die Verfügbarkeit von Umweltinformationen ist ein zentraler Be-
standteil umweltpolitischer Kapazitäten (Jänicke 1997). Wer diese Informationen in wel-
cher Form bereitstellt und welche Indikatoren dabei erhoben und berichtet werden war 
regelmäßig Gegenstand von Auseinandersetzungen (Achtziger et al. 2004). Die Erhebung 
von Umweltinformationen erfordert auch erhebliche Ressourcen z.B. für die Messungen 
oder die Analyse der Daten. Beispielsweise war in der Chemikalienpolitik strittig, ob die 
Kosten der Untersuchung der Gefährlichkeit von Chemikalien von der Industrie oder den 
Verwaltungen getragen werden muss.  
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Potentiale neue Informationstechno-
logien und insbesondere soziale Netzwerke für die Erzeugung und Bereitstellung von um-
weltrelevanten Informationen bieten. Kann Umweltbeobachtung durch dezentrale Messun-
gen mithilfe von internetfähigen Smartphones ersetzt oder zumindest ergänzt werden (Pitt 
et al. 2011)? Inwieweit könnte dann die Analyse dezentral erhobener Daten mittels „Cloud 
Computing“ als kollektiver Prozess organisiert werden? Welche Auswirkungen hätten solche 
partizipativen Datenerhebungen und -analysen auf umweltpolitische Kapazitäten? Welche 
Anreize und welche Risiken ergäben sich aus solchen Ansätzen der verteilten Informations-
sammlung und –verarbeitung?  




5 Die transformative Kraft des Umweltthemas  
Wohin führt die zunehmende Institutionalisierung von Umwelt- und Nachhaltigkeitspoliti-
ken? Auf der einen Seite ist vorstellbar, dass die Entwicklung des Politikfelds zu einem Ab-
schluss kommt: Mit der Etablierung von Ministerien, Umweltverbänden, Parteien, interna-
tionalen Regime und den dazugehörigen Politiken, Gesetzen und Instrumenten wäre vor-
stellbar, dass es bei der Ausbildung eines Politikfeldes bleibt, das gleichberechtigt neben 
den anderen Politikfeldern steht (Jörgens 1996). Politische Systeme hätten dann in Reakti-
on auf spezifische Herausforderungen, seien es umweltbedingte Verteilungsprobleme, auf 
veränderte Präferenzen der Wählerinnen und Wähler oder auf internationale Einflüsse rea-
giert. Die Etablierung von Umweltpolitik kann in dieser Perspektive als ein Ergebnis der 
weiteren Ausdifferenzierung politischer und gesellschaftlicher Systeme gesehen werden 
(Mayntz et al. 1988). Neue Akteure, Ziele und neue Institutionen ergänzen die bestehen-
den, bzw. werden in das bestehende System integriert.  
Denkbar ist aber auch, dass das Umweltthema nicht nur ein weiteres Politikfeld unter vie-
len ist, sondern Ausgangspunkt einer umfassenden Transformation von großen sozio-
ökonomischen Systemen und Gesellschaften insgesamt ist (Jänicke/Jacob 2008; Rifkin 
2008; Schreurs/Bang 2011). Umweltfragen haben offenkundig einen Einfluss auf politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturen (wobei offen ist, ob dieser Einfluss auch 
hinreichend ist oder nur im Zusammenspiel mit anderen Faktoren zustande kommt). So 
wird die Umweltfreundlichkeit von Produkten zunehmend zum Gegenstand von Wettbe-
werb. Die derzeitige Bundeskanzlerin hat sich zumindest zeitweilig als „Klimakanzlerin“ zu 
profilieren versucht. Mit den Grünen ist die einzige dauerhaft erfolgreiche Neugründung 
einer Partei seit Jahrzehnten gelungen. Umweltverbände haben mittlerweile ähnliche Mit-
gliedszahlen wie Gewerkschaften. Werden sich Umweltfragen also zu dem gestaltenden 
Merkmal von Gesellschaften entwickeln? Werden Umweltthemen zu dem dominierenden 
gesellschaftlichen Thema, vergleichbar mit sozialen Verteilungsfragen? Oder bleiben Um-
weltfragen ein Thema unter vielen, möglicher Weise in dieser Bedeutung auch auf die 
westlichen Industrieländer beschränkt?  
19) These: Umwelttechnologien und die Umweltfreundlichkeit von Technologien 
werden sich in Reaktion auf Regulierungsmuster zu einem Leitmotiv industriel-
ler Produktion entwickeln – welche Regulierungsmuster und welche konkreten 
Technologien dabei erfolgreich werden, ist Gegenstand des Wettbewerbs.  
Umwelttechnologien (bei allen Schwierigkeiten der genauen Abgrenzung) sind mittlerweile 
Gegenstand des Wettbewerbs nicht nur zwischen den alten Industrienationen. Auch die 
neuen Industrieländer namentlich China, Indien und Brasilien treten in diese Märkte ein 
und stellen für deren Entwicklung und Markteinführung erhebliche Ressourcen zur Verfü-
gung (Walz et al. 2008). Die Märkte um Elektromobilität, um umweltfreundliche Energieer-
zeugung oder um Produkte für effiziente Wasser- und Ressourcennutzung wachsen rasch. 
Diese Technologien und Märkte gewinnen an Bedeutung für weitere Zulieferbranchen. Im 




Ergebnis kann ein umfassender industrieller Wandel erwartet werden. Allerdings sind diese 
Entwicklungen nicht alleine marktgetrieben, sondern hängen von politischer Regulierung 
und Unterstützung ab.  
Die Europäische Union hat in vielen umweltpolitischen Handlungsfeldern die Standards vor-
gegeben, die international nachgeahmt worden sind. Ob Europa diese Rolle weiter beibe-
halten wird, ist aber offen. Absehbar ist, dass in den neuen Industrieländern andere 
Governance- und Regulierungsmuster entwickelt werden (Rennings et al. 2008). Welche 
Governancemuster diese neuen Märkte erschließen werden, bleibt ein offener Wettbe-
werb.  
20) These: Die Transformation großer sozio-ökonomischer Systeme wird letztlich 
auch Staatlichkeit in ihren Kernbereichen verändern  
Eine Reihe von Autoren hat den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als eine zentrale 
Aufgabe des Staates postuliert, vergleichbar der Gewährleistung der inneren und äußeren 
Sicherheit oder des sozialen Ausgleichs (Jänicke 2006; Klöpfer 1996; Calliess 2001). Ist eine 
solche Entwicklung aber auch empirisch evident? Wie müsste ein Staatswesen aussehen um 
dem gerecht zu werden? In welcher Weise würde sich dies in den Verfassungen, den 
Staatshaushalten, der Gesetzgebung, den Parlamenten und Regierungen oder den Parteien 
manifestieren? Bisher sind Umweltthemen vergleichsweise schwach etabliert: Nur wenige 
Staaten experimentieren mit einer systematischen Evaluierung ihres Staatshaushaltes hin-
sichtlich der Umweltauswirkungen (Green Budgets). Eine umweltorientierte Neuformulie-
rung von Wachstumskonzepten wird 40 Jahre nach Erscheinen der „Grenzen des Wachs-
tums“ erst in Ansätzen und nur in wenigen Vorreiterländern debattiert – so etwa in der 
Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ des 17. Deutschen Bundes-
tags (vgl. auch Diefenbacher/Zieschank 2011). Auch wenn die meisten Staaten Umwelt-
prinzipien in ihren Verfassungen aufgenommen haben, sind diese doch schwächer formu-
liert als der Schutz von Eigentumsrechten. Eine Normenkontrolle durch Verfassungsgerichte 
hinsichtlich von Umwelt- und Nachhaltigkeitserfordernissen ist die Ausnahme ebenso sind 
individuelle Klagemöglichkeiten begrenzt. Trotz dieser offenkundigen Grenzen sollte un-
tersucht werden, wie sich das Verhältnis von Umweltschutz zu anderen Prinzipien, etwa 
dem Sozialstaatsprinzip oder dem Schutz des Eigentums, entwickelt hat und welche Inno-
vationen es dabei gibt. 
Forschungen in diesem Feld könnten von internationalen Vergleichen ebenso profitieren 
wie von Längsschnittanalysen. Insbesondere die Institutionalisierung von Umweltpolitiken 
in den Schwellenländern ist noch nicht hinreichend erforscht. 
21) These: Die transformative Kraft von Umweltpolitik verändert nicht zuletzt das 
Verhältnis von Staaten untereinander: Umweltpolitische Regulierungen nehmen 
zunehmend direkten Einfluss auf Akteure in anderen Jurisdiktionen.  
Emissionen und Ressourcennutzung orientieren sich nicht an staatlichen Grenzen, sondern 
sind von Wind- oder Fließrichtungen oder auch von Wertschöpfungsketten geprägt. Die 




Probleme, die daraus entstehen, wurden zunächst überwiegend in zwischenstaatlichen 
Abkommen geregelt. Einen Höhepunkt fand dies in der Agenda 21 und den zahlreichen da-
mit verbundenen internationalen Abkommen zum Umweltschutz. Allerdings wurde auch 
deutlich, dass es Handlungsfelder gibt, in denen es zu keinen Abkommen kommt (z.B. 
Waldschutz) oder wo diese wirkungslos bleiben (siehe auch These 10). In einigen Bereichen 
konnten nichtstaatliche Akteure Standards entwickeln und durchsetzen, die dies zumindest 
teilweise ausgleichen (Pattberg 2007; Dingwerth 2007).  
In der jüngsten Vergangenheit werden darüber hinaus auch staatliche Regulierungen erlas-
sen, die Umweltauswirkungen in anderen Regionen zum Gegenstand haben ohne dass ande-
re Staaten unmittelbar adressiert werden. So werden im Rahmen der deutschen Nachhal-
tigkeitsverordnung die Importeure von Agrotreibstoffen verpflichtet, bestimmte Standards 
nicht zu unterschreiten. In den USA müssen Hersteller von Elektronik nachweisen, dass ihre 
Rohstoffe nicht aus Konfliktregionen des Kongos kommen. Diese Regulierungen haben einen 
unmittelbaren Einfluss auf die weltweiten Handelsströme.  
Sind dies Vorboten eines neuen Verhältnisses der Staaten untereinander? Werden Regulati-
onen, die darauf abzielen unter Berufung auf Umweltaspekte im Hoheitsgebiet fremder 
Staaten Standards zu einzuführen und durchzusetzen nun Verbreitung finden? Bisher hat 
das internationale Handelsrecht den Rahmen vorgegeben innerhalb dessen Umweltpolitik 
entwickelt wurde. Mit einer Aufwertung der Umweltpolitik und mit einem wachsenden In-
teresse von Staaten und ihren Wirtschaftssystemen an der Durchsetzung ihrer Regulations-
muster könnte dies anders werden.  
6 Umweltpolitische Prioritätensetzung 
Umweltpolitik ist mittlerweile ein weit ausdifferenziertes Politikfeld. Es umfasst Klimapoli-
tik, Naturschutz, den Schutz vor gefährlichen Chemikalien, vor Emissionen in die verschie-
denen Umweltmedien, Abfallpolitik, Lärmschutz usw. Diese Ausdifferenzierung ist einer-
seits sachlichen Gründen geschuldet: Immer neue Umweltmedien, Problemfelder oder 
Gruppen von Verursachern und Betroffenen wurden im Laufe der Zeit – abhängig von ihrer 
Sichtbarkeit und/oder Dringlichkeit – Gegenstand der Umweltpolitik. Weiterhin erfolgte in 
der Vergangenheit die umweltpolitische Themensetzung häufig in Verbindung mit anderen 
Politikfeldern. Umwelt und Sicherheit, Umwelt und Gesundheit, Umwelt und Entwicklung, 
Umwelt und Arbeit oder Wirtschaft sind nur einige Beispiele dafür. Einerseits war dies von 
dem Bemühen um eine Integration von Umwelterfordernissen in diesen anderen Politikbe-
reichen motiviert. Andererseits war dies aber auch von der Motivation getragen, Umwelt-
themen in der politischen Agenda aufzuwerten, sich mit etablierten und gut legitimierten 
Politikfeldern und den dortigen Akteuren zu verbinden.  
Was bedeutet diese Vielfalt von umweltpolitischen Themen- und Handlungsfeldern für die 
Weiterentwicklung von Umweltpolitik? Zum einen kann konstatiert werden, dass der Kern 
von Umweltpolitik legislativ abgedeckt ist. Reformen finden dort statt, wo das Instrumen-
tarium gewechselt wird, wo die Politikebenen gewechselt werden (z.B. Europäisierung) 




oder eine Integration von verschiedenen Handlungsfeldern angestrebt wird (z.B. Umwelt-
gesetzbuch, Wasserrahmenrichtlinie oder Anlagenzulassung). Dabei stellt sich immer mehr 
die Frage, wie das Verhältnis der unterschiedlichen Teilbereiche untereinander zu bewer-
ten und zu gewichten ist. Umweltpolitik in sich ist nicht spannungsfrei.  
Zum anderen stellt sich die Frage, ob Umweltpolitik immer noch der Verstärkung durch 
andere Politikbereiche bedarf oder ob nicht sogar umgekehrt umweltpolitische Handlungs-
erfordernisse dazu genutzt werden können um anderen Anliegen zusätzliche Legitimation 
zu verleihen. Auch dabei stellt sich dann die Frage nach der Prioritätensetzung.  
22) These: Die Bedeutung von Strategien und Strategieprozessen zur Weiterent-
wicklung von Umweltpolitik nimmt zu.  
Eine strategische Umweltpolitik, die Handlungserfordernisse und Ziele formuliert, hat in 
der vergangenen Dekade einen Aufschwung erfahren. Dies reflektiert ein Governancever-
ständnis, das die Grenzen der eigenen Zuständigkeiten und Problemlösungskapazitäten 
anerkennt. Umweltprobleme lassen sich nicht mehr alleine in der Zuständigkeit von Um-
weltverwaltungen lösen. Eine solche zielorientierte Umweltpolitik hat durch die Agenda21 
einen enormen Schub erfahren (Jänicke/Jörgens 2004). So wurden in nahezu allen Staaten 
Nachhaltigkeitsstrategien entwickelt (Jörgens 2004; Meadowcroft 2007). Strategien erfül-
len dabei eine Vielfalt von Funktionen: Sie stellen idealer Weise die Wissensbasis zusam-
men, leiten daraus Handlungserfordernisse ab, formulieren Ziele und Indikatoren für deren 
Erreichung, Maßnahmenprogramme, benennen Zuständigkeiten, kommunizieren in die ver-
schiedenen Zielgruppen und definieren einen Prozess für die Beteiligung, Erfolgskontrolle 
und Anpassung (Jänicke/Jörgens 1998; Volkery et al. 2006). Strategien haben das Potential 
umweltpolitische Handlungskapazitäten bei dezentralen Akteuren zu mobilisieren: Sie ad-
ressieren Länder, Kommunen, Unternehmen, gesellschaftliche Organisationen oder auch 
Individuen und suchen deren Problemlösungspotentiale zu mobilisieren. Dies schafft eine 
Vielzahl von Überschneidungen zu anderen Themenfeldern und den Domänen anderer Ak-
teure – Konflikte sind damit vorprogrammiert. Strategien, die solchen Konflikten aus dem 
Weg gehen drohen zu verwässern, allenfalls den status quo zu beschreiben oder Maßnah-
men zusammenzufassen, die sowieso schon in der Planung waren. 
Die Analyse der Ausprägungen und die Wirksamkeit umweltpolitischer Strategien kann von 
Arbeiten der Strategieanalyse profitieren (Raschke/Tils 2010): Wie kann zwischen ver-
schiedenen umweltpolitischen Zielen und Handlungsfeldern priorisiert werden und wie 
können Ressourcen aufeinander abgestimmt werden? Welche Formen können solche Strate-
gien haben, welche Prozesse sind geeignet um wirkungsvolle Strategien zu entwickeln und 
wie können solche Wirkungen sichtbar gemacht werden?  




23) These: Die Ausdifferenzierung der Umweltpolitik und die Notwendigkeit der in-
ternen Koordination stellt die Organisationsformen von Umweltverwaltungen 
in Frage 
Staatliche Umweltpolitik ist entlang der verschiedenen Handlungsfelder organisiert. In den 
Ministerien gibt es Abteilungen für Naturschutz, Klimaschutz, Luftreinhaltung, Abwasser, 
Abfall usw. In der Umweltpolitikanalyse wurden Fragen nach der optimalen Organisation 
der Umweltverwaltung vor allem in den frühen 1980er Jahren diskutiert (Müller 1986). 
Demgegenüber fiel die Debatte um die adäquate Institutionalisierung des Leitbilds der 
nachhaltigen Entwicklung schon deutlich abstrakter aus (Connor/Dovers 2004; Bruyninckx 
2006). Konkrete Vorschläge für die Verwaltungsorganisation spielten diesmal eine eher 
untergeordnete Rolle (Minsch et al. 1998). In jüngster Zeit spielen Untersuchungen zur 
Leistungsfähigkeit unterschiedlicher Organisationsmodelle der Umweltverwaltung kaum 
mehr eine Rolle in der Umweltpolitikanalyse. Dies steht in deutlichem Gegensatz zur poli-
tischen Aktualität dieser Fragen. So wurde in Deutschland im Zuge der Regierungsbildung 
im Jahr 2009 kurzzeitig diskutiert, ein eigenes Ministerium mit der Zuständigkeit für den 
Klimaschutz zu gründen. In der Europäischen Kommission wurde dies mit der Gründung der 
Generaldirektion für Klima auch vollzogen. Was bedeutet dies für die Effektivität von Um-
weltpolitik? Bedeutet dies eine Schwächung der Umweltpolitik, weil weniger beachtete 
Handlungsfelder als der Klimaschutz nun ohne die hohe Legitimation und die Ressourcen 
des Klimaschutzes auskommen muss? Oder bedeutet dies eine Verdopplung der Stärke an 
den Kabinettstischen?  
Welche Organisationsformen wurden entwickelt um Konfliktfelder innerhalb der Umwelt-
politik zu bearbeiten und die Konsistenz von Umweltpolitik sicherzustellen? Wie strategie-
fähig sind umweltpolitische Akteure um Prioritäten zu setzen und zwischen den verschie-
denen Handlungserfordernissen zu vermitteln?  
24) These: Die Verknüpfung von Umweltthemen mit anderen politischen Handlungs-
feldern setzt sich mit umgekehrten Vorzeichen fort.  
Die Verknüpfung von Umweltthemen mit anderen Politikfeldern, die lange Zeit darauf ab-
zielte Umweltaspekten zusätzliche Legitimation und Durchsetzungsstärke zu verschaffen, 
könnte sich in Zukunft umkehren. In der Entwicklungszusammenarbeit würden, wenn die 
angekündigten Mitteltransfers im Rahmen eines Post-Kyoto Abkommens tatsächlich reali-
siert werden, enorme Ressourcen zur Verfügung stehen. Auch andere Politikfelder profitie-
ren von dem relativen Gewicht insbesondere der Klimapolitik. So sind in der Forschungs- 
und Innovationspolitik große Programme entwickelt worden. Die Notwendigkeit der Anpas-
sung an den Klimawandel wird für die Rechtfertigung von Infrastrukturmaßnahmen heran-
gezogen. Fraglich ist, ob dies auf den Klimaschutz begrenzt bleibt oder auch andere um-
weltpolitische Handlungsfelder ein ähnliches Gewicht erlangen könnten. Weiterhin stellt 
sich die Frage, was dies für die jeweiligen Politikbereiche bedeutet. Werden damit Umwel-
taspekte substantieller als bisher in andere Politikfelder integriert oder bleibt dies auch 
weiterhin vorwiegend Rhetorik?  





Die Analyse von Umweltpolitik hat in allen Teildisziplinen der Politikwissenschaft dazu bei-
getragen die Entstehungsbedingungen, die Formen und die Wirkungen von Politik zu ver-
bessern. Umweltpolitik ist ebenso ein Gegenstand der Policy Analyse geworden, wie die 
Analyse politischer Systeme, internationaler Beziehungen und – wenn auch in noch geringe-
rem Umfang – der politischen Theorie (Jacob et al. 2007a). Dem folgt auch eine Institutio-
nalisierung in der Universitäts- und Forschungslandschaft: Die Lehre zur Analyse von Um-
welt- und Nachhaltigkeitspolitiken wird von zahlreichen Lehrstühlen abgedeckt, ganz un-
geachtet der jeweiligen Denominationen. An mehreren Universitäten ist die Umweltpolito-
logie auch in der Forschung gut etabliert, sei es in Göttingen, Lüneburg, Oldenburg, Ham-
burg oder auch in Berlin. In der außeruniversitären Forschung gibt es zwar kein Institut 
unter den Helmholtz-, Leibniz- Max-Planck oder Fraunhofer Instituten und –zentren, das 
auf die Umweltpolitikanalyse spezialisiert wäre. In mehreren Instituten gibt es aber im-
merhin gut etablierte Forschungsgruppen zur sozial- und politikwissenschaftlichen Umwelt-
forschung (z.B. UFZ, PIK Wuppertal Institut oder ZALF). Eine Besonderheit der Forschungs-
landschaft ist auch die herausragende Rolle von Think Tanks bei denen die angewandte 
Politikwissenschaft im Zentrum der Beratungstätigkeit steht und die auch wertvolle Beiträ-
ge zur Forschung leisten (z.B. Öko-Institut, Ecologic, Adelphi, IÖW, u.a.). 
Die Einzelbeiträge die aus dieser Landschaft universitärer und außeruniversitärer For-
schungseinrichtungen entstanden sind, sind kaum noch überschaubar. Es kann festgehalten 
werden, dass sich die Umweltpolitologie in den vergangenen 40 Jahren als eines der zent-
ralen politikwissenschaftlichen Forschungsfelder etabliert hat. Dabei hat das Verständnis 
von Staatlichkeit, Steuerungsformen, Aushandlungsprozessen und ihren Wirkungen, das in 
der Umweltpolitologie entwickelt wurde, nicht nur Rückwirkungen auf den Gegenstand 
selber (wie zum Beispiel im Konzept ökologischer Modernisierung, das mittlerweile von 
vielen politischen Akteuren und Regierungen aufgegriffen wurde) sondern auch auf andere 
Teilbereiche der Politikwissenschaft.  
25) These: Umweltpolitik und Umweltpolitologie bleiben dauerhaft ein Feld von in-
haltlicher, theoretischer und methodischer Innovation für die gesamte Politik-
wissenschaft  
Auch wenn die Umweltpolitik inzwischen „erwachsen“ geworden ist und auch wenn die 
Menge der politikwissenschaftlichen Beiträge zur Umweltpolitik inzwischen nahezu unüber-
schaubar geworden ist: eine Vielzahl von Forschungsfragen bleibt auch heute noch offen. 
Viele dieser offenen Fragen ergeben sich dabei gerade aus der Tatsache, dass die Umwelt-
politik inzwischen zu einem etablierten Politikfeld geworden ist. Die umweltpolitologische 
Untersuchung dieser und anderer Fragen in den kommenden Jahren kann einen wichtigen 
Beitrag zum tieferen Verständnis umweltpolitischer Prozesse und Dynamiken in einem sich 
wandelnden Politikfeld leisten. Darüber hinaus kann sie aber auch zur inhaltlichen, kon-
zeptionellen und theoretischen Weiterentwicklung der Politikwissenschaft insgesamt bei-
tragen. Wie in den vergangenen 25 Jahren möchte das Forschungszentrum für Umweltpoli-




tik hierbei mit zahlreichen Forschungsprojekten, Promotionen und Masterarbeiten eine 
aktive Rolle spielen. Vielleicht gelingt es der vorliegenden Forschungsagenda, hierfür ein 
paar Ideen und Orientierungen zu liefern. 
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